
der „nachgeahmten Waren“ — Mit einer Gemeinschaftsmarke 
versehene Waren auf der Durchfuhr von dem Nichtmitglied­
staat, in dem sie hergestellt wurden, in einen anderen Nicht­
mitgliedstaat — „Nokia“ Mobiltelefone 

Tenor 

Die Verordnung (EG) Nr. 3295/94 des Rates vom 22. Dezember 
1994 über Maßnahmen, welche das Verbringen von Waren, die be­
stimmte Rechte am geistigen Eigentum verletzen, in die Gemeinschaft 
sowie ihre Ausfuhr und Wiederausfuhr aus der Gemeinschaft betreffen, 
in der durch die Verordnung (EG) Nr. 241/1999 des Rates vom 25. 
Januar 1999 geänderten Fassung und die Verordnung (EG) Nr. 
1383/2003 des Rates vom 22. Juli 2003 über das Vorgehen der 
Zollbehörden gegen Waren, die im Verdacht stehen, bestimmte Rechte 
geistigen Eigentums zu verletzen, und die Maßnahmen gegenüber 
Waren, die erkanntermaßen derartige Rechte verletzen, sind dahin aus­
zulegen, dass 

— Waren, die aus einem Drittstaat stammen und eine Nachahmung 
einer in der Union durch Rechte an einer Marke geschützten Ware 
oder eine Nachbildung einer in der Union durch ein Urheberrecht, 
ein verwandtes Schutzrecht oder ein Geschmacksmuster geschützten 
Ware darstellen, nicht allein deshalb als „nachgeahmte Waren“ 
oder als „unerlaubt hergestellte Waren“ im Sinne dieser Verord­
nungen eingestuft werden können, weil sie in einem Nichterhe­
bungsverfahren in das Zollgebiet der Union verbracht wurden; 

— diese Waren hingegen das fragliche Recht verletzen können und 
somit als „nachgeahmte Waren“ oder als „unerlaubt hergestellte 
Waren“ eingestuft werden können, wenn nachgewiesen wird, dass 
sie dazu bestimmt sind, in der Union in den Verkehr gebracht zu 
werden, wobei ein solcher Nachweis insbesondere dann erbracht ist, 
wenn sich herausstellt, dass die Waren Gegenstand eines Verkaufs 
an einen Kunden in der Union oder einer an Verbraucher in der 
Union gerichteten Verkaufsofferte oder Werbung waren oder wenn 
sich aus Unterlagen oder Schriftverkehr, die diese Waren betreffen, 
ergibt, dass ihre Umleitung zu den Verbrauchern in der Union 
beabsichtigt ist; 

— die mit einem Antrag auf Tätigwerden befasste Zollbehörde, damit 
die für die Entscheidung in der Sache zuständige Stelle das Vor­
liegen eines solchen Nachweises und der anderen eine Verletzung 
des geltend gemachten Rechts des geistigen Eigentums begründen­
den Gesichtspunkte sachgerecht prüfen kann, die Überlassung der 
fraglichen Waren auszusetzen oder diese zurückzuhalten hat, so­
bald sie über Anhaltspunkte verfügt, die den Verdacht begründen 
können, dass die Rechtsverletzung vorliegt; 

— solche Anhaltspunkte insbesondere liegen können in der Nicht­
angabe der Bestimmung der Waren, obwohl das beantragte Nicht­
erhebungsverfahren eine entsprechende Erklärung verlangt, dem 
Fehlen genauer oder verlässlicher Informationen über die Identität 
oder die Anschrift des Herstellers oder des Versenders der Waren, 
einer mangelnden Zusammenarbeit mit den Zollbehörden oder 
auch dem Auffinden von Unterlagen oder Schriftverkehr, die die 

fraglichen Waren betreffen und vermuten lassen, dass eine Um­
leitung dieser Waren zu den Verbrauchern in der Union eintreten 
kann. 

( 1 ) ABl. C 24 vom 30.1.2010. 
ABl. C 37 vom 13.2.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 1. Dezember 
2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofes 
— Deutschland) — Systeme Helmholz GmbH/ 

Hauptzollamt Nürnberg 

(Rechtssache C-79/10) ( 1 ) 

(Richtlinie 2003/96/EG — Besteuerung von Energieerzeugnis­
sen und elektrischem Strom — Art. 14 Abs. 1 Buchst. b — 
Steuerbefreiung für Energieerzeugnisse zur Verwendung 
als Kraftstoff für die Luftfahrt — Verwendung eines 
Luftfahrzeugs für andere als kommerzielle Zwecke — 

Umfang) 

(2012/C 32/08) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesfinanzhof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Systeme Helmholz GmbH 

Beklagter: Hauptzollamt Nürnberg 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesfinanzhof (Deutschland) 
— Auslegung der Art. 11 Abs. 3, 14 Abs. 1 Buchst. b und 15 
Abs. 1 Buchst. j der Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. 
Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen 
Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen 
und elektrischem Strom (ABl. L 283, S. 51) — Tragweite der 
für die Lieferungen von Energieerzeugnissen zur Verwendung 
als Kraftstoff für die Luftfahrt vorgesehenen Ausnahme von 
der Besteuerung — Nationale Regelung, nach der diese Aus­
nahme nur für von Luftfahrtunternehmen durchgeführte Flüge 
gilt — Flüge zu gewerblichen und privaten Zwecken, die mit 
einem Flugzeug durchgeführt werden, das einem Unternehmen 
gehört, das kein Luftfahrtunternehmen ist 

Tenor 

1. Art. 14 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 2003/96/EG des Rates 
vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftli­
chen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen 
und elektrischem Strom ist dahin auszulegen, dass die in dieser 
Vorschrift vorgesehene Steuerbefreiung für Kraftstoff, der für die 
Luftfahrt verwendet wird, einem Unternehmen wie dem im Aus­
gangsverfahren in Rede stehenden, das zur Anbahnung von Ge­
schäften ein ihm gehörendes Flugzeug nutzt, um Mitarbeiter zu 
Kunden oder Messen zu befördern, nicht zugutekommt, da diese 
Beförderung nicht unmittelbar der entgeltlichen Erbringung von 
Luftfahrt-Dienstleistungen durch dieses Unternehmen dient.
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2. Art. 15 Abs. 1 Buchst. j der Richtlinie 2003/96 ist dahin aus­
zulegen, dass Kraftstoffe, die für Flüge zu einer Flugzeugwerft und 
wieder zurück verwendet werden, nicht in den Anwendungsbereich 
dieser Vorschrift fallen. 

( 1 ) ABl. C 113 vom 1.5.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 8. Dezember 
2011 — France Télécom/Europäische Kommission, 

Französische Republik 

(Rechtssache C-81/10 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Staatliche Beihilfen — Gewerbesteuerrege­
lung für France Télécom — Begriff der Beihilfe — Berechtig­
tes Vertrauen — Verjährungsfrist — Begründungspflicht — 

Grundsatz der Rechtssicherheit) 

(2012/C 32/09) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: France Télécom SA (Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte S. Hautbourg, L. Olza Moreno und L. Godfroid) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission (Prozess­
bevollmächtigte: E. Gippini Fournier und D. Grespan), Franzö­
sische Republik (Prozessbevollmächtigte: G. de Bergues und J. 
Gstalter) 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen die Urteile des Gerichts erster Instanz (Dritte 
Kammer) vom 30. November 2009, Frankreich und France 
Télécom/Kommission (T-427/04 und T-17/05), mit denen das 
Gericht die auf Nichtigerklärung der Entscheidung 2005/709/EG 
der Kommission vom 2. August 2004 betreffend die staatliche 
Beihilfe, die Frankreich gewährt hat (ABl. 2005, L 269, S. 30), 
gerichteten Klagen der Französischen Republik und der Rechts­
mittelführerin abgewiesen hat — Verkennung der Begriffe 
„staatliche Beihilfe“ und „Vorteil“ bei der Regelung der Gewerbe­
besteuerung von France Télécom in den Jahren 1994 bis 2002 
— Verstoß gegen den Grundsatz des Vertrauensschutzes — 
Verjährungsfrist der Beihilferegelung — Begründungspflicht 
und Verstoß gegen den Grundsatz der Rechtssicherheit 

Tenor 

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen. 

2. Die France Télécom SA trägt die Kosten. 

3. Die Französische Republik trägt ihre eigenen Kosten. 

( 1 ) ABl. C 148 vom 5.6.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 8. 
Dezember 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Bundespatentgerichts — Deutschland) — Merck Sharp & 
Dohme Corp. (vormals Merck & Co. Inc.)/Deutsches 

Patent- und Markenamt 

(Rechtssache C-125/10) ( 1 ) 

(Geistiges und gewerbliches Eigentum — Patente — Verord­
nung (EWG)Nr. 1768/92 — Art. 13 — Ergänzendes Schutz­
zertifikat für Arzneimittel — Möglichkeit, dieses Zertifikat zu 
erteilen, wenn der Zeitraum zwischen dem Tag der Einrei­
chung der Anmeldung für das Grundpatent und dem Zeit­
punkt der ersten Genehmigung für das Inverkehrbringen in 
der Union kürzer als fünf Jahre ist — Verordnung (EG) 
Nr. 1901/2006 — Art. 36 — Verlängerung der Laufzeit 

des ergänzenden Schutzzertifikats) 

(2012/C 32/10) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundespatentgericht 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Merck Sharp & Dohme Corp. (vormals Merck & Co. 
Inc.) 

Beklagter: Deutsches Patent- und Markenamt 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundespatentgericht (Deutsch­
land) — Auslegung von Art. 13 Abs. 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 469/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
6. Mai 2009 über das ergänzende Schutzzertifikat für Arznei­
mittel (ABl. L 152, S. 1) — Möglichkeit, ein solches Zertifikat 
zu erteilen, wenn der Zeitraum zwischen der Einreichung der 
Anmeldung für das Grundpatent und dem Zeitpunkt der ersten 
Genehmigung für das Inverkehrbringen in der Gemeinschaft 
kürzer ist als fünf Jahre 

Tenor 

Art. 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1768/92 des Rates vom 18. 
Juni 1992 über die Schaffung eines ergänzenden Schutzzertifikats für 
Arzneimittel in der durch die Verordnung (EG) Nr. 1901/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 
geänderten Fassung in Verbindung mit Art. 36 der Verordnung Nr. 
1901/2006 ist dahin auszulegen, dass für Arzneimittel ein ergän­
zendes Schutzzertifikat ausgestellt werden kann, wenn der Zeitraum 
zwischen der Einreichung der Anmeldung für das Grundpatent und 
dem Zeitpunkt der ersten Genehmigung für das Inverkehrbringen in 
der Europäischen Union kürzer ist als fünf Jahre. In diesem Fall 
beginnt die in der Verordnung Nr. 1901/2006 vorgesehene Frist 
für die Verlängerung für pädiatrische Zwecke ab dem Zeitpunkt zu 
laufen, der dadurch bestimmt wird, dass vom Zeitpunkt des Ablaufs 
des Patents die Differenz zwischen fünf Jahren und dem Zeitraum, der 
zwischen der Einreichung der Patentanmeldung und der Erteilung der 
ersten Genehmigung für das Inverkehrbringen vergangen ist, abgezogen 
wird. 

( 1 ) ABl. C 161 vom 19.6.2010.
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